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Anmerkung: Nachfolgend wiedergegeben sind das Vierte Kapitel – Dritter Abschnitt – Dritter bis Achter Titel – 
in der Fassung ab 1. Juli 2025 (vgl. Artikel 2a i. V. m. Artikel 10 Absatz 5 PUEG): 

Dritter Titel

Gemeinsamer Jahresbetrag für Verhinderungspflege und Kurzzeitpflege

Der 14. Ausschuss begründet zum PUEG mit Wirkung ab 1. Juli 2025 (vgl. Artikel 2a i. V. m. Artikel 10 Absatz 5):

In den Dritten Abschnitt des Vierten Kapitels wird ein neuer Dritter Titel eingefügt, der als Neure-
gelung den Gemeinsamen Jahresbetrag für Verhinderungspflege und Kurzzeitpflege aufnimmt.

§ 42a

Gemeinsamer Jahresbetrag

(1)  Pflegebedürftige mit mindestens Pflegegrad 2 haben Anspruch auf Leistungen der Verhin-
derungspflege nach Maßgabe des § 39 sowie Leistungen der Kurzzeitpflege nach Maßgabe 
des § 42 in Höhe eines Gesamtleistungsbetrages von insgesamt bis zu 3 539 Euro je Kalender-
jahr (Gemeinsamer Jahresbetrag).

(2)  1 Werden Leistungen der Verhinderungspflege durch Pflegeeinrichtungen erbracht, haben 
diese der Pflegekasse des Pflegebedürftigen die Leistungserbringung und deren Umfang spä-
testens bis zum Ende des auf den Monat der Leistungserbringung folgenden Kalendermonats 
anzuzeigen. 2 Die Anzeige gilt als erfolgt, wenn die zur Kostenerstattung im Rahmen der Ver-
hinderungspflege erforderlichen Nachweise und Unterlagen innerhalb dieses Zeitraums bei 
der Pflegekasse eingereicht worden sind und die Pflegeeinrichtung hierüber nachweisbar si-
chere Kenntnis hat. 3 Werden Leistungen der Kurzzeitpflege erbracht und wird deren Abrech-
nung gegenüber der Pflegekasse des Pflegebedürftigen nicht bis zum Ende des auf den Monat 
der Leistungserbringung folgenden Kalendermonats vorgenommen, ist durch den Leistungs-
erbringer bis zum Ablauf dieses Zeitraums die Leistungserbringung und deren Umfang gegen-
über der Pflegekasse anzuzeigen.

(3)  1 Erbringen Pflegeeinrichtungen Leistungen im Rahmen der Verhinderungspflege oder der 
Kurzzeitpflege, haben die Pflegeeinrichtungen den Pflegebedürftigen im Anschluss an die Leis-
tungserbringung unverzüglich eine schriftliche Übersicht über die dafür angefallenen Aufwen-
dungen zu übermitteln oder auszuhändigen; auf der Übersicht ist deutlich erkennbar auszu-
weisen, welcher Betrag davon zur Abrechnung über den Gemeinsamen Jahresbetrag vorge-
sehen ist. 2 Die Übersicht kann mit Zustimmung des Pflegebedürftigen auch in Textform über-
mittelt werden. 3 Sofern es sich bei den Leistungserbringenden nicht um natürliche Personen 
handelt, finden die Sätze 1 und 2 auf andere Erbringer von Leistungen im Rahmen der Verhin-
derungspflege oder der Kurzzeitpflege entsprechende Anwendung.

Der 14. Ausschuss begründet zum PUEG das Einfügen von § 42a mit Wirkung ab 1. Juli 2025 wie folgt (vgl. 
Artikel 2a i. V. m. Artikel 10 Absatz 5):

Zu Absatz 1
Pflegebedürftige mit mindestens Pflegegrad 2 haben künftig Anspruch auf Leistungen der Ver-
hinderungspflege nach Maßgabe des § 39 sowie Leistungen der Kurzzeitpflege nach Maßgabe 
des § 42 in Höhe des Gemeinsamen Jahresbetrags nach § 42a. Die bisher separat in § 39 und § 42 
vorgesehenen Leistungsbeträge für Leistungen der Verhinderungspflege und für Leistungen der 
Kurzzeitpflege werden in dem neuen Gemeinsamen Jahresbetrag für Verhinderungspflege und 
Kurzzeitpflege zusammengeführt. Damit steht für Verhinderungspflege und Kurzzeitpflege künftig 
ein Gesamtleistungsbetrag zur Verfügung, den die Anspruchsberechtigten nach ihrer Wahl flexibel 
für beide Leistungsarten einsetzen können. Bei der Zusammenführung wird jeweils auf die Leis-
tungsbeträge nach § 39 und § 42 abgestellt, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gemeinsa-
men Jahresbetrags am 1. Juli 2025 gelten. Der neue Gemeinsame Jahresbetrag nach § 42a beläuft 
sich damit auf eine Höhe von bis zu insgesamt 3.539 Euro pro Kalenderjahr.
Die jeweiligen Tatbestandsvoraussetzungen, unter denen Verhinderungspflege und Kurzzeitpfle-
ge in Anspruch genommen werden können, bleiben weiterhin in § 39 und § 42 geregelt, denn 
die beiden Regelungen bieten jeweils auf die jeweiligen Bedürfnisse der Pflegebedürftigen abge-
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stimmte Voraussetzungen und in der Abwicklung auf die jeweils vorliegende Pflegesituation bezo-
gene Vorteile. So handelt es sich bei dem Anspruch auf Verhinderungspflege um einen Kostener-
stattungsanspruch, der es ermöglicht, eine – vielleicht ad hoc notwendige – Ersatzpflege schnell 
und flexibel zu organisieren und dabei aus einer Bandbreite an Möglichkeiten der Organisation zu 
wählen – vom nahen Verwandten bis hin zum Heranziehen einer Pflegeeinrichtung. Die Verhinde-
rungspflege kann dadurch auch schnell individuell der jeweiligen Situation angepasst werden. Bei 
der Kurzzeitpflege handelt es sich um eine Sachleistung und dies ist auch sachgerecht, denn sie 
kommt in Fällen zum Einsatz, in denen die häusliche Pflege zeitweise nicht, noch nicht oder nicht 
im erforderlichen Umfang erbracht werden kann und auch teilstationäre Pflege nicht ausreicht. 
In diesen Fällen entlastet der Sachleistungscharakter die Pflegebedürftigen und ihre Familien, da 
hier eine Direktabrechnung zwischen Pflegeeinrichtung und Pflegekasse erfolgt, die Pflegekasse 
auf Beantragung der Leistung hin auch die Gelegenheit zur Beratung und zur Unterstützung bei 
der Organisation der weiteren Versorgung erhält und für diesen Bereich auch der Sicherstellungs-
auftrag greift. Die Einzelheiten der Kurzzeitpflegeerbringung müssen auch nicht zwischen Pflege-
bedürftigen und Pflegeerbringenden vereinbart werden, sondern hierzu bestehen bereits Verein-
barungen zur Sachleistungserbringung. Das gilt ebenfalls hinsichtlich der Vergütung. Daher ist es 
sachgerecht, diese den Pflegebedürftigen zugutekommenden Wirkungen weiter in den bisherigen 
Leistungstatbeständen zu regeln.
Gleichzeitig werden die geltenden Voraussetzungen soweit als möglich angeglichen, wo die Ver-
einheitlichung dazu dient, den flexiblen Einsatz des Gesamtleistungsbetrags zu ermöglichen und 
Hindernisse abzubauen. So wird die zeitliche Höchstdauer der Verhinderungspflege auf acht Wo-
chen im Kalenderjahr angehoben und damit der zeitlichen Höchstdauer der Kurzzeitpflege ange-
glichen. Gleiches gilt für den Zeitraum der hälftigen Fortzahlung eines bisher bezogenen (anteili-
gen) Pflegegeldes sowohl während der Verhinderungspflege als auch während der Kurzzeitpflege. 
Bei der Verhinderungspflege wird darüber hinaus die bisher erforderliche Vorpflegezeit von min-
destens sechs Monaten aufgehoben. Hiermit wird ein Hindernis der flexiblen Einsetzbarkeit des 
Gemeinsamen Jahresbetrags beseitigt, das ansonsten bestünde: Dieser ist nunmehr – wie bisher 
schon der Anspruch auf Kurzzeitpflege – unmittelbar ab Vorliegen mindestens des Pflegegrades 2 
nutzbar, ohne dass noch Wartezeiten zu beachten sind. Gleichzeitig entfällt bei der Verhinderungs-
pflege damit ein Prüfschritt, sodass der Wegfall der Vorpflegezeit auch zur Entbürokratisierung 
beiträgt. Schließlich werden die vorgenommenen Neuregelungen auch genutzt, bisher in der Pra-
xis bereits angewendete, im Gesetzeswortlaut aber nicht wiedergegebene Vereinfachungen für die 
Anspruchsberechtigten nun auch in den Gesetzeswortlaut aufzunehmen (siehe dazu die Begrün-
dungen zu § 39 und in Artikel 2 zu § 42).
Zu Absatz 2
Die Schaffung eines kalenderjährlich einheitlichen Gesamtleistungsbetrages für Verhinderungs-
pflege und Kurzzeitpflege muss auch mit Regelungen zur Transparenz und Information der Pflege-
bedürftigen sowie der Pflegekassen einhergehen, damit jederzeit eine sachgerechte Handhabung 
ermöglicht wird. So muss insbesondere zu jeder Zeit ersichtlich sein, in welchem Umfang der 
Gesamtleistungsbetrag bereits verbraucht ist und in welchem er folglich noch zur Verfügung steht. 
Hierzu werden Regelungen in Bezug auf die Pflegekassen in Absatz 2 und in Bezug auf die Pflege-
bedürftigen in Absatz 3 getroffen.
Werden Leistungen der Verhinderungspflege durch Pflegeeinrichtungen – insbesondere auch 
durch ambulante Pflegedienste oder ambulante Betreuungsdienste – erbracht, haben diese der 
Pflegekasse des Pflegebedürftigen die Leistungserbringung und deren Umfang spätestens bis 
zum Ende des auf den Monat der Leistungserbringung folgenden Kalendermonats anzuzeigen. 
Da es sich bei der Verhinderungspflege um einen Kostenerstattungsanspruch handelt und da aus 
Gründen der Flexibilität in der Praxis eine vorherige Antragstellung nicht erforderlich ist, ist die 
Regelung einer Anzeigepflicht gegenüber der Pflegekasse notwendig, da diese sonst zeitnah keine 
Kenntnis darüber erlangt, dass entsprechende Leistungen erbracht worden sind und ein Kosten-
erstattungsanspruch bereits entstanden ist. Dies ist aber notwendig. Zum einen, damit die Pflege-
kasse im Interesse der Pflegebedürftigen mitverfolgen kann, inwiefern der Gesamtleistungsbetrag 
bereits verbraucht ist, um ggf. beratend tätig werden zu können. Zum anderen, weil die Pflegekas-
se bei Beantragung einer Kurzzeitpflege jederzeit wissen muss, inwiefern die Sachleistungskosten 
noch übernommen werden können. Um dies beurteilen zu können, ist zum einen eine zeitnahe 
Kenntnis erforderlich. Daher wird bestimmt, dass eine Leistungserbringung im Rahmen der Ver-
hinderungspflege bis zum Ende des Kalendermonats angezeigt werden muss, der auf die Leis-
tungserbringung folgt. Zum anderen muss der ungefähre Umfang der Leistungserbringung mitge-
teilt werden, damit die Pflegekasse beurteilen kann, in welcher Höhe der Gesamtleistungsbetrag 
damit verbraucht wird. Hierbei ist aber noch keine Spitzabrechnung erforderlich. Ausreichend ist 
vielmehr eine Angabe, aus der sich die zeitliche Dauer der Leistungserbringung ergibt (zur Verfol-
gung der geltenden zeitlichen Höchstgrenzen) und die Größenordnung, in der die Kosten entstan-
den sind, nach verständiger Bestimmung. Es reicht hierbei also eine überschlägige Angabe.
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Sollten die Pflegeeinrichtungen die Kosten für die notwendige Ersatzpflege aufgrund der Verhin-
derung der Pflegeperson im Rahmen einer vorliegenden wirksamen Bevollmächtigung, Abtretung 
oder sonstigen zivilrechtlichen Ermächtigung innerhalb der Anzeigefrist unmittelbar zur Abrech-
nung bei der Pflegekasse einreichen, gilt die Anzeige mit dem Zugang von entsprechend aussa-
gekräftigen Abrechnungsunterlagen bei der Pflegekasse als erfolgt. Dies gilt auch dann, wenn die 
Einreichung der zur Kostenerstattung im Rahmen der Verhinderungspflege erforderlichen Nach-
weise und Unterlagen innerhalb der Anzeigefrist durch andere erfolgt ist und die Pflegeeinrichtung 
nachweisbar sicher davon Kenntnis hat, dass die Pflegekasse entsprechend informiert worden ist. 
Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn eine zivilrechtlich zur unmittelbaren Abrechnung er-
mächtigte Pflegeeinrichtung Dritte – wie entsprechende Unternehmen – zulässig damit beauftragt, 
die Abrechnung der durch sie erbrachten Leistungen durchzuführen. Ein bloßes Sich-darauf-ver-
lassen oder ein Abwälzen der Verantwortung für die Durchführung der Anzeige und die Einhaltung 
der Anzeigefrist auf Dritte, insbesondere auf den Pflegehaushalt, sind jedoch nicht zulässig. Die 
Pflegeeinrichtung bleibt für die Einhaltung der Anzeigepflicht innerhalb der geltenden Frist ver-
antwortlich.
Die Regelung wird auf Pflegeeinrichtungen beschränkt, da diese mit den Pflegekassen bereits 
regelmäßig in Verbindung stehen und die zusätzliche Anzeige in diesem Zusammenhang einen zu-
mutbaren Aufwand darstellt. Bei anderen Leistungserbringenden im Rahmen der Verhinderungs-
pflege greift hingegen zuvorderst Absatz 3.
Werden Leistungen der Kurzzeitpflege erbracht, ist die Pflegekasse typischerweise darüber in-
formiert, dass eine Kurzzeitpflege in Anspruch genommen werden soll. Allerdings ist nicht immer 
eine zeitnahe Abrechnung gewährleistet. Daher kann es auch in Fällen der Erbringung von Kurz-
zeitpflege notwendig sein, die Pflegekasse zeitnah darüber in Kenntnis zu setzen, in welchem zeit-
lichen Umfang und in welcher überschlägig ermittelten Größenordnung die Leistungen erbracht 
wurden, damit die Pflegekasse zum einen ihrem Beratungsauftrag nachkommen kann und zum 
anderen über die Höhe des verfügbaren Gesamtleistungsbetrages auf dem Laufenden ist. Wird die 
Abrechnung von Leistungen der Kurzzeitpflege gegenüber der Pflegekasse des Pflegebedürftigen 
nicht bis zum Ende des auf den Monat der Leistungserbringung folgenden Kalendermonats vorge-
nommen (Zugang bei der Pflegekasse), ist daher auch bei der Kurzzeitpflege die Leistungserbrin-
gung und deren ungefährer Umfang bis zum Ablauf dieses Zeitraums gegenüber der Pflegekasse 
anzuzeigen.
Da es sich bei der Kurzzeitpflege um vollstationäre Leistungen handelt, ist davon auszugehen, 
dass alle Leistungserbringenden organisatorisch so aufgestellt sind, dass ihnen eine zeitnahe An-
zeige an die Pflegekasse zumutbar ist. Die Anzeigepflicht bezieht sich hier daher auf alle in Be-
tracht kommenden Leistungserbringer der Kurzzeitpflege.
Zur Umsetzung dieser Anzeigepflicht in der Praxis sollten die Pflegekassen – vorzugsweise über 
den Spitzenverband Bund der Pflegekassen, um ein einheitliches Vorgehen zu gewährleisten – 
auch Empfehlungen hinsichtlich des Verfahrens beschließen sowie Muster bereitstellen oder die 
Pflegekassen können Vereinbarungen mit den Leistungserbringern respektive ihren Verbänden 
hierzu treffen.
Zu Absatz 3
Im Hinblick auf die notwendige Verwaltung des Gesamtleistungsbetrages über das Kalenderjahr 
hinweg ist es für die Pflegebedürftigen unverzichtbar, Kenntnis darüber zu haben, welcher Anteil 
des Gemeinsamen Jahresbetrags im Jahresverlauf jeweils bereits verbraucht worden ist. Daher 
werden Pflegeeinrichtungen, die Leistungen im Rahmen der Verhinderungspflege oder im Rahmen 
der Kurzzeitpflege erbringen, verpflichtet, den Pflegebedürftigen im Anschluss an die Leistungs-
erbringung unverzüglich eine schriftliche Übersicht über die dafür angefallenen Aufwendungen zu 
übermitteln oder auszuhändigen. Auf dieser Übersicht ist dabei für die Pflegebedürftigen einfach 
und deutlich erkennbar auszuweisen, welcher Betrag davon zur Abrechnung über den Gemein-
samen Jahresbetrag vorgesehen ist. Mit Zustimmung des Pflegebedürftigen kann die Übersicht 
auch in Textform, beispielsweise durch ein maschinell erstelltes Schreiben, per Fax oder per E-Mail 
übermittelt werden. Sofern die Pflegebedürftigen Leistungen der Hilfe zur Pflege beziehen, kann 
die Übersicht auf Wunsch und mit Zustimmung der Pflegebedürftigen auch unmittelbar an den 
zuständigen Träger der Hilfe zur Pflege übermittelt werden. Auf Wunsch der Pflegebedürftigen 
soll die Übermittlung barrierefrei in einer für die Pflegebedürftigen wahrnehmbaren Form erfolgen.
Wird den Pflegebedürftigen unverzüglich nach der Leistungserbringung eine Rechnung oder de-
ren Durchschrift übermittelt und auf dieser zusätzlich zu den jeweiligen Rechnungsbeträgen sehr 
einfach und deutlich erkennbar ausgewiesen, welcher Betrag zur Abrechnung über den Gemein-
samen Jahresbetrag vorgesehen ist, ist dies als eine dem Absatz 3 entsprechende Übersicht an-
zusehen.
Die Verpflichtung nach Absatz 3 trifft auch alle anderen Leistungserbringenden, die Leistungen 
im Rahmen der Verhinderungspflege oder im Rahmen der Kurzzeitpflege erbringen, es sei denn, 
es handelt sich bei diesen Leistungserbringenden um natürliche Personen. Denn auch bei den 
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anderen Leistungserbringenden als Pflegeeinrichtungen ist davon auszugehen, dass sie ohnehin 
so aufgestellt sein müssen, dass sie den Pflegebedürftigen Belege auszuhändigen haben, die zur 
Kostenerstattung eingereicht werden können, oder dass sie die Leistungen gegenüber der Pflege-
kasse abrechnen. Daher ist es ihnen zuzumuten, den Pflegebedürftigen auch eine entsprechende 
Übersicht auszuhändigen oder zu übermitteln. Im Rahmen der Verhinderungspflege können aller-
dings auch nahe oder entferntere Verwandte oder Verschwägerte, Freunde, Nachbarn oder ande-
re Einzelhelfende zum Einsatz kommen, die die notwendige Ersatzpflege übernehmen. Für diese 
wäre die zusätzliche Erstellung einer schriftlichen Übersicht ggf. ein Zusatzaufwand, insbesondere 
bei Beschränkung der Kostenerstattung im Rahmen der Verhinderungspflege auf den zweifachen 
Pflegegeldbetrag nach § 39 Absatz 3 Satz 2. Zudem ist hierbei davon auszugehen, dass ein beson-
deres Näheverhältnis zu der pflegebedürftigen Person besteht und diese und ihre Vertreter oder 
Betreuer daher darüber informiert sind, welche Kostenerstattungsbeträge und -zeiten im Rahmen 
der Verhinderungspflege geltend gemacht werden. Daher werden natürliche Personen von der 
Verpflichtung nach Absatz 3 ausgenommen.
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